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Gesetz 
vom 15. September 2004 

über die Abänderung der Strafprozessordnung 
(StPO) 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Die Strafprozessordnung (StPO) vom 18. Oktober 1988, LGBl. 1988 
Nr. 62, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

§ 30a 

Der Beschuldigte und sein Verteidiger sind berechtigt, Informationen, 
die sie im Verfahren in nicht öffentlicher Verhandlung oder im Zuge einer 
nicht öffentlichen Beweisaufnahme oder durch Akteneinsicht erlangt 
haben, im Interesse der Verteidigung und anderer überwiegender Interes-
sen zu verwerten. Es ist ihnen jedoch untersagt, solche Informationen, 
soweit sie personenbezogene Daten anderer Beteiligter des Verfahrens 
oder Dritter enthalten und nicht in öffentlicher Verhandlung vorgekom-
men oder sonst öffentlich bekannt geworden sind, in einem Medienwerk 
oder auf andere Weise zu veröffentlichen, dass die Mitteilung einer brei-
ten Öffentlichkeit zugänglich wird, wenn dadurch schutzwürdige Ge-
heimhaltungsinteressen anderer Beteiligter des Verfahrens oder Dritter, 
die gegenüber dem öffentlichen Informationsinteresse überwiegen, verletzt 
würden. 
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Überschrift vor § 31 

V. Hauptstück 

Von dem Privatankläger, dem Verletzten und dem Privatbeteiligten 

§ 31a 

Alle im Strafverfahren tätigen Behörden sind verpflichtet, den Verletz-
ten über seine Rechte im Strafverfahren zu belehren. 

§ 31b 

1) Alle im Strafverfahren tätigen Behörden haben bei ihren Amtshand-
lungen wie auch bei der Auskunftserteilung gegenüber Dritten die berech-
tigten Interessen der durch eine strafbare Handlung verletzten Personen 
an der Wahrung ihres höchstpersönlichen Lebensbereiches zu beachten. 
Dies gilt besonders für die Weitergabe von Lichtbildern und die Mittei-
lung von Angaben zur Person, die zu einem Bekanntwerden ihrer Identi-
tät in einem grösseren Personenkreis führen können, ohne dass dies durch 
Zwecke der Strafrechtspflege geboten ist. 

2) Das Verbot der Veröffentlichung nach § 30a gilt für Privatankläger, 
Privatbeteiligte und Verletzte sinngemäss. 

§ 53 

1) Wird einer Behörde der Verdacht einer von Amts wegen zu verfol-
genden strafbaren Handlung bekannt, die ihren gesetzmässigen Wirkungs-
bereich betrifft, so ist sie zur Anzeige an die Staatsanwaltschaft oder die 
Landespolizei verpflichtet. 

2) Keine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht, 
1. wenn die Anzeige eine amtliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren 

Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, oder 
2. wenn und so lange hinreichende Gründe für die Annahme vorliegen, 

die Strafbarkeit der Tat werde binnen kurzem durch schadensbereini-
gende Massnahmen entfallen. 

3) Die Behörde hat jedenfalls alles zu unternehmen, was zum Schutz 
des Verletzten oder anderer Personen vor Gefährdung notwendig ist; 
erforderlichenfalls ist auch in den Fällen des Abs. 2 Anzeige zu erstatten. 
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4) Die Anzeigepflicht der Sicherheitsbehörden und der Gerichte so-
wie in anderen Gesetzen festgelegte Anzeigepflichten bleiben unberührt. 

§ 73 

Personen, die in einem Untersuchungsfall als Zeugen nicht vernom-
men oder nicht beeidigt werden dürfen oder die zum Beschuldigten oder 
zum Verletzten in einem der im § 107 Abs. 1 Ziff. 1a bezeichneten Ver-
hältnisse stehen, sind bei sonstiger Nichtigkeit des Aktes als Sachverstän-
dige nicht beizuziehen. Von der Wahl der Sachverständigen sind in der 
Regel sowohl der Ankläger als auch der Beschuldigte vor der Vornahme 
des Augenscheines in Kenntnis zu setzen; werden erhebliche Einwen-
dungen vorgebracht und ist nicht Gefahr im Verzuge, so sind andere Sach-
verständige beizuziehen. 

§ 107 Abs. 1 Ziff. 1 bis 1c, 4 und 5 sowie Abs. 2 bis 5 

1) Von der Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugnisses sind befreit: 
1. Personen, die sich durch ihre Aussage der Gefahr strafgerichtlicher 

Verfolgung aussetzen würden oder die im Zusammenhang mit einem 
gegen sie geführten Strafverfahren Gefahr liefen, sich selbst zu be-
lasten, auch wenn sie bereits verurteilt worden sind; 

1a. Personen, die im Verfahren gegen einen Angehörigen (§ 72 StGB) aus-
sagen sollen oder deren Aussage die Gefahr strafgerichtlicher Verfol-
gung eines Angehörigen mit sich brächte, wobei die durch eine Ehe 
begründete Eigenschaft einer Person als Angehöriger aufrecht bleibt, 
auch wenn die Ehe nicht mehr besteht; 

1b. Personen, die durch die dem Beschuldigten zur Last gelegte strafbare 
Handlung in ihrer Geschlechtssphäre verletzt worden sein könnten, 
sofern die Parteien Gelegenheit hatten, sich an einer vorausgegange-
nen gerichtlichen Vernehmung zu beteiligen (§§ 115a, 195); 

1c. Personen, die zur Zeit ihrer Vernehmung das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht zurückgelegt haben und durch die dem Beschuldigten zur 
Last gelegte strafbare Handlung verletzt worden sein könnten, so-
fern die Parteien Gelegenheit hatten, sich an einer vorausgegangenen 
gerichtlichen Vernehmung zu beteiligen (§§ 115a, 195); 

4. Fachärzte für Psychiatrie und Psychotherapie, nichtärztliche Psycho-
therapeuten, Psychologen, Bewährungshelfer und Mitarbeiter aner-
kannter Einrichtungen zur psychosozialen Beratung und Betreuung 
über das, was ihnen in dieser Eigenschaft bekannt geworden ist; 
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5. jedermann darüber, wie er sein Wahl- oder Stimmrecht ausgeübt hat, 
wenn dessen Ausübung gesetzlich für geheim erklärt ist. 

2) Den in Abs. 1 Ziff. 2, 3 und 4 erwähnten Personen stehen deren 
Hilfskräfte und jene Personen gleich, die zur Ausbildung an der berufs-
mässigen Tätigkeit teilnehmen. 

3) Das Recht der in Abs. 1 Ziff. 2, 3 und 4 sowie in Abs. 2 erwähnten 
Personen, sich des Zeugnisses zu entschlagen, darf bei sonstiger Nichtig-
keit nicht umgangen werden. 

4) Steht eine als Zeuge vorgeladene Person nur zu einem von mehre-
ren Beschuldigten in einem der vorstehend erwähnten Verhältnisse, so 
kann sie sich des Zeugnisses hinsichtlich der anderen nur dann entschla-
gen, wenn eine Sonderung der Aussagen, die die anderen betreffen, nicht 
möglich ist. Gleiches gilt, wenn sich der Grund für die Zeugnisentschla-
gung nur auf einen von mehreren Sachverhalten bezieht. 

5) Der Untersuchungsrichter hat die in den Abs. 1 und 2 erwähnten 
Personen vor ihrer Vernehmung oder sobald der Grund für die Zeugnis-
befreiung bekannt wird, über ihr Entschlagungsrecht zu belehren und 
ihre darüber abgegebene Erklärung in das Protokoll aufzunehmen. Die 
Belehrung kann auch vom Sachverständigen (§ 115a Abs. 2) durchgeführt 
werden. Auf das Alter und den Zustand des Zeugen ist bei der Belehrung 
jedenfalls Rücksicht zu nehmen. Hat der Zeuge auf sein Recht, sich des 
Zeugnisses zu entschlagen, nicht ausdrücklich verzichtet, so ist seine Aus-
sage nichtig. 

§ 108 

1) Wenn die Ablegung des Zeugnisses oder die Beantwortung einer 
Frage für den Zeugen oder einen seiner Angehörigen (§ 107 Abs. 1 Ziff. 1a) 
Schande oder die Gefahr eines unmittelbaren und bedeutenden vermö-
gensrechtlichen Nachteils mit sich brächte, und er deshalb das Zeugnis 
verweigert, so soll er nur zum Zeugnis verhalten werden, wenn dies wegen 
der besonderen Bedeutung seiner Aussage unerlässlich ist. 

2) Eine durch eine strafbare Handlung in ihrer Geschlechtssphäre ver-
letzte Person kann die Beantwortung von Fragen nach Umständen aus 
ihrem höchstpersönlichen Lebensbereich sowie nach Einzelheiten der 
strafbaren Handlung, deren Schilderung sie für unzumutbar hält, verwei-
gern. In diesem Fall ist nach Abs. 1 vorzugehen. 

3) Sobald sich Anhaltspunkte für die Möglichkeit einer Zeugnisver-
weigerung nach Abs. 1 oder 2 zeigen, hat der Untersuchungsrichter den 
Zeugen hierüber zu belehren. 
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§ 115 

1) Jeder Zeuge wird vom Untersuchungsrichter in der Regel ohne Bei-
sein des Anklägers, des Privatbeteiligten, des Beschuldigten, ihrer Vertreter 
oder anderer Zeugen einzeln vernommen. 

2) Auf Verlangen des Zeugen ist jedoch einer Person seines Vertrauens 
die Anwesenheit bei der Vernehmung zu gestatten. Auf dieses Recht ist 
in der Vorladung hinzuweisen. Als Vertrauensperson kann ausgeschlossen 
werden, wer der Mitwirkung an der strafbaren Handlung verdächtig oder 
am Verfahren beteiligt ist oder besorgen lässt, dass seine Anwesenheit 
den Zeugen bei der Ablegung einer freien und vollständigen Aussage beein-
flussen könnte. Vertrauenspersonen sind zur Verschwiegenheit über ihre 
Wahrnehmungen im Zuge der Vernehmung verpflichtet (§ 301 StGB). 

3) Der Vernehmung eines noch nicht Achtzehnjährigen, eines psy-
chisch Kranken oder geistig Behinderten ist, soweit es in dessen Interesse 
zweckmässig ist, jedenfalls eine Person seines Vertrauens beizuziehen. 

§ 115a 

1) Ist zu besorgen, dass die Vernehmung eines Zeugen in der Schluss-
verhandlung aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht möglich 
sein werde, so hat der Untersuchungsrichter dem Ankläger, dem Privat-
beteiligten und dem Beschuldigten sowie deren Vertretern Gelegenheit 
zu geben, sich an der Vernehmung zu beteiligen und Fragen an den Zeu-
gen zu stellen. Die §§ 186 und 197 Abs. 1 und 2 sind sinngemäss anzu-
wenden. Der Untersuchungsrichter kann die Ton- oder Bildaufnahme 
der Vernehmung veranlassen. In diesem Fall kann an Stelle eines Proto-
kolls eine schriftliche Zusammenfassung des Inhaltes der Vernehmung 
erstellt werden, welche vom Richter zu unterfertigen und zum Akt zu 
nehmen ist. Soweit dies für die Beurteilung der Sache erforderlich ist, ist 
die Aussage in der Zusammenfassung wörtlich wieder zu geben. 

2) Im Interesse des Zeugen, besonders mit Rücksicht auf sein geringes 
Alter oder seinen seelischen oder gesundheitlichen Zustand, oder im 
Interesse der Wahrheitsfindung kann der Untersuchungsrichter die Ge-
legenheit zur Beteiligung derart beschränken, dass die Parteien und ihre 
Vertreter die Vernehmung des Zeugen, erforderlichenfalls unter Verwen-
dung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung, mitver-
folgen und ihr Fragerecht ausüben können, ohne bei der Befragung an-
wesend zu sein. Mit einer solchen Befragung kann der Untersuchungs-
richter einen Sachverständigen beauftragen, insbesondere wenn der Zeuge 
das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat. In jedem Fall ist dafür 
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Sorge zu tragen, dass eine Begegnung des Zeugen mit dem Beschuldigten 
möglichst unterbleibt. 

3) Die im § 107 Abs. 1 Ziff. 1c erwähnten Personen hat der Untersu-
chungsrichter auf die im Abs. 1 beschriebene Weise und unter beschränkter 
Beteiligung der Parteien (Abs. 2) zu vernehmen, wenn sie durch die dem 
Beschuldigten zur Last gelegte strafbare Handlung in ihrer Geschlechts-
sphäre verletzt worden sein könnten. Im Übrigen hat der Untersuchungs-
richter die im § 107 Abs. 1 Ziff. 1a, 1b und 1c erwähnten Personen auf 
solche Weise (Abs. 1 und 2) zu vernehmen, wenn sie dies verlangen. 

4) Vor der Vernehmung hat der Untersuchungsrichter den Zeugen über 
seine Rechte nach Abs. 3 und darüber zu belehren, dass in der Schluss-
verhandlung das Protokoll verlesen und Ton- oder Bildaufnahmen der 
Vernehmung vorgeführt werden können, auch wenn er sich im weiteren 
Verfahren der Aussage entschlagen sollte. Diese Belehrungen und dar-
über abgegebene Erklärungen sind in das Protokoll aufzunehmen; sie 
können auch vom Sachverständigen (Abs. 2) durchgeführt werden. Auf 
das Alter und den Zustand des Zeugen ist bei jeder Belehrung Rücksicht 
zu nehmen. 

§ 119 

1) Sodann ist der Zeuge über Vor- und Zunamen, Geburtsdatum, Ge-
burts- oder Heimatort, Beruf und Wohnort oder eine sonstige zur Ladung 
geeignete Anschrift sowie erforderlichenfalls über sein Verhältnis zum 
Beschuldigten zu befragen. Dies hat bei Vernehmung in Anwesenheit 
anderer Personen auf eine Weise zu geschehen, dass diese Umstände 
möglichst nicht öffentlich bekannt werden. 

2) Fragen nach allfälligen strafgerichtlichen Verfahren gegen den Zeu-
gen und nach deren Ausgang sowie Fragen nach Umständen aus dem 
höchstpersönlichen Lebensbereich des Zeugen dürfen nicht gestellt wer-
den, es sei denn, dass dies nach den besonderen Umständen des Falles 
unumgänglich notwendig erscheint. 
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§ 119a 

Ist auf Grund bestimmter Tatsachen zu befürchten, dass der Zeuge 
sich oder einen Dritten durch die Bekanntgabe des Namens und anderer 
Angaben zur Person (§ 119 Abs. 1) oder durch die Beantwortung von 
Fragen, die Rückschlüsse darauf zulassen, einer ernsten Gefahr für Leben, 
Gesundheit, körperliche Unversehrtheit oder Freiheit aussetzen würde, 
so kann ihm der Untersuchungsrichter gestatten, solche Fragen nicht zu 
beantworten. 

§ 144a 

Soweit der Verletzte dies beantragt hat, ist er von einer Freilassung 
des Beschuldigten vor Fällung des Urteils erster Instanz sogleich zu ver-
ständigen. Diese Verständigung hat die Landespolizei, bei der Entlassung 
aus der Untersuchungshaft jedoch das Landgericht zu veranlassen. 

§ 155 

Aufgehoben 

§ 181 

1) Die Schlussverhandlung ist öffentlich bei sonstiger Nichtigkeit. 

2) An einer Schlussverhandlung dürfen nur unbewaffnete Personen 
als Beteiligte oder Zuhörer teilnehmen. Doch darf Personen, die wegen 
ihres öffentlichen Dienstes zum Tragen einer Waffe verpflichtet sind, die 
Anwesenheit deswegen nicht verweigert werden. 

3) Unmündige können als Zuhörer von der Schlussverhandlung aus-
geschlossen werden, sofern durch ihre Anwesenheit eine Gefährdung 
ihrer persönlichen Entwicklung zu besorgen wäre. 

4) Fernseh- und Hörfunkaufnahmen und -übertragungen sowie Film- 
und Fotoaufnahmen von Verhandlungen der Gerichte sind unzulässig. 
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§ 181a 

1) Die Öffentlichkeit einer Schlussverhandlung darf nur aus Gründen 
der Sittlichkeit oder der öffentlichen Ordnung ausgeschlossen werden. 
Der Gerichtshof verfügt diese Ausschliessung von Amts wegen oder auf 
den Antrag des Anklägers oder des Angeklagten nach darüber gepfloge-
ner geheimer Verhandlung und Beratung mit Beschluss. Der Beschluss 
ist samt Gründen in öffentlicher Sitzung zu verkünden und im Verhand-
lungsprotokoll zu beurkunden. Gegen den Beschluss ist kein abgeson-
dertes Rechtsmittel zulässig. 

2) Vor der Erörterung von Umständen aus dem persönlichen Lebens- 
oder dem Geheimnisbereich des Angeklagten, eines Zeugen oder eines 
Dritten sowie vor der Vernehmung eines Zeugen, dessen Angaben zur 
Person unterbleiben (§ 119a), hat der Gerichtshof bei Überwiegen schutz-
würdiger Interessen die Öffentlichkeit von Amts wegen oder auf Antrag 
auszuschliessen. Für einen solchen Beschluss gilt im Übrigen Abs. 1 ent-
sprechend. 

§ 181b 

1) Nach der öffentlichen Verkündung dieses Beschlusses müssen sich 
alle Zuhörer entfernen. 

2) Nur die durch die strafbare Handlung in ihren Rechten Verletzten, 
Richter, Gerichtspraktikanten, Staatsanwälte sowie Rechtsanwälte dürfen 
niemals ausgeschlossen werden. Sowohl der Angeklagte als auch der 
Privatbeteiligte oder Privatankläger kann verlangen, dass der Zutritt drei 
Personen seines Vertrauens gestattet werde. § 115 Abs. 2 und 3 ist sinn-
gemäss anzuwenden. 

§ 181c 

Soweit die Öffentlichkeit einer Verhandlung ausgeschlossen worden 
ist, ist es untersagt, Mitteilungen daraus zu veröffentlichen. Auch kann 
das Gericht den anwesenden Personen die Geheimhaltung der Tatsachen 
zur Pflicht machen, die durch die Verhandlung zu ihrer Kenntnis gelan-
gen. Dieser Beschluss ist im Verhandlungsprotokoll zu beurkunden. 
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§ 181d 

Die Anordnung einer geheimen Sitzung aufgrund des § 181a kann 
nach dem Aufruf der Sache in jedem Moment der Verhandlung begehrt 
werden. Die Ausschliessung der Öffentlichkeit kann für einen Teil des 
Verfahrens oder für die ganze Verhandlung stattfinden. Die Verkündung 
des Urteils aber muss stets öffentlich geschehen. 

§ 186 

1) Ausser dem Vorsitzenden sind auch die übrigen Mitglieder des Ge-
richtshofes, der Ankläger, der Angeklagte und der Privatbeteiligte sowie 
deren Vertreter befugt, an jede zu vernehmende Person, nachdem sie das 
Wort hiezu vom Vorsitzenden erhalten haben, Fragen zu stellen. 

2) Der Vorsitzende hat unzulässige Fragen zurückzuweisen; Fragen, 
die sonst unangemessen erscheinen, kann er untersagen. 

§ 195a 

1) Ein Zeuge, der wegen seines Alters, wegen Krankheit oder Ge-
brechlichkeit oder aus sonstigen erheblichen Gründen nicht in der Lage 
ist, vor Gericht zu erscheinen, kann unter Verwendung technischer Ein-
richtungen zur Wort- und Bildübertragung vernommen werden. 

2) Ein Zeuge, der wegen seines Aufenthalts im Ausland nicht in der 
Lage oder Willens ist, vor Gericht zu erscheinen, kann in gleicher Weise 
vernommen werden, sofern die zuständige ausländische Behörde Rechts-
hilfe leistet. 

§ 197 

1) Der Vorsitzende ist befugt, ausnahmsweise den Angeklagten wäh-
rend der Anhörung eines Zeugen oder eines Mitangeklagten aus dem 
Sitzungssaal abtreten zu lassen. Er muss ihn aber, sobald er ihn nach 
seiner Wiedereinführung über den in seiner Abwesenheit verhandelten 
Gegenstand vernommen hat, von allem in Kenntnis setzen, was in seiner 
Abwesenheit vorgenommen wurde, insbesondere von den Aussagen, die 
inzwischen gemacht worden sind. 
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2) Ist diese Mitteilung unterblieben, so muss sie jedenfalls bei sonstiger 
Nichtigkeit vor Schluss des Beweisverfahrens nachgetragen werden. 

3) Bei der Vernehmung von Zeugen hat der Vorsitzende § 115a Abs. 1 
Satz 3 bis 5 und Abs. 2 bis 4 sinngemäss anzuwenden. Dabei hat er auch 
den bei der Befragung nicht anwesenden Mitgliedern des Gerichtshofs 
Gelegenheit zu geben, die Vernehmung des Zeugen mitzuverfolgen und 
den Zeugen zu befragen. 

§ 198a 

1) Gerichtliche und sonstige amtliche Protokolle über die Vernehmung 
von Mitbeschuldigten und Zeugen, andere amtliche Schriftstücke, in denen 
Aussagen von Zeugen oder Mitbeschuldigten festgehalten worden sind, 
Gutachten von Sachverständigen sowie technische Aufnahmen über die 
Vernehmung von Zeugen (§ 115a) dürfen bei sonstiger Nichtigkeit nur in 
folgenden Fällen verlesen oder vorgeführt werden: 
1. wenn die Vernommenen in der Zwischenzeit gestorben sind; 
2. wenn ihr Aufenthalt unbekannt oder ihr persönliches Erscheinen 

wegen ihres Alters, wegen Krankheit oder Gebrechlichkeit oder wegen 
entfernten Aufenthaltes oder aus anderen erheblichen Gründen füglich 
nicht bewerkstelligt werden konnte; 

3. wenn die in der Schlussverhandlung Vernommenen in wesentlichen 
Punkten von ihren früher abgelegten Aussagen abweichen; 

4. wenn Zeugen die Aussage berechtigt verweigern (§ 107) und die Par-
teien Gelegenheit hatten, sich an einer gerichtlichen Vernehmung zu 
beteiligen (§§ 115a, 195); 

5. wenn Zeugen, ohne dazu berechtigt zu sein, oder wenn Mitbeschul-
digte die Aussage verweigern; 

6. wenn über die Vorlesung Ankläger und Angeklagter einverstanden 
sind. 

2) Augenscheins- und Befundaufnahmen, gegen den Angeklagten frü-
her ergangene Straferkenntnisse sowie Urkunden und Schriftstücke anderer 
Art, die für die Sache von Bedeutung sind, müssen vorgelesen werden, 
wenn nicht beide Teile darauf verzichten. 

3) Nach jeder Vorlesung ist der Angeklagte zu befragen, ob er darüber 
etwas zu bemerken habe. 

4) Die Bestimmungen des Abs. 1 dürfen bei sonstiger Nichtigkeit nicht 
umgangen werden. 
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§ 205 

1) Das Gericht hat bei der Urteilsfällung nur auf dasjenige Rücksicht 
zu nehmen, was im Schlussverfahren vorgekommen ist. Aktenstücke 
können nur insoweit als Beweismittel dienen, als sie im Schlussverfahren 
vorgelesen worden sind. 

2) Das Gericht hat die Beweismittel auf ihre Glaubwürdigkeit und 
Beweiskraft sowohl einzeln als auch in ihrem inneren Zusammenhang 
sorgfältig und gewissenhaft zu prüfen. Über die Frage, ob eine Tatsache 
als erwiesen anzunehmen sei, entscheiden die Richter nicht nach gesetzli-
chen Beweisregeln, sondern nur nach ihrer freien, aus der gewissenhaften 
Prüfung aller für und wider vorgebrachten Beweismittel gewonnenen 
Überzeugung. 

3) Bei der Beurteilung der Aussage eines Zeugen, dem nach § 119a 
gestattet worden ist, bestimmte Fragen nicht zu beantworten, ist insbe-
sondere zu prüfen, ob dem Gericht und den Parteien ausreichend Gele-
genheit geboten war, sich mit der Glaubwürdigkeit des Zeugen und der 
Beweiskraft seiner Aussage auseinanderzusetzen. 

§ 217a 

Die Entscheidungen ausserhalb der Schlussverhandlung trifft der 
Vorsitzende mit Ausnahme der Entscheidungen nach den §§ 208 Abs. 3 
und 251 Abs. 1 dieses Gesetzes und nach den §§ 46, 47, 53, 54 und 55 StGB. 
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II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Otmar Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 


